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Zusammenfassung: Die Erfolgschancen des europäischen Integrationsprozesses als gesellschaftspolitisches Großexperi-
ment sind eng an das Entwicklungspotential einer europäischen politischen Öffentlichkeit geknüpft worden. In der aktu-
ellen Diskussion um das sogenannte Öffentlichkeits- und Kommunikationsdefizit Europas überwiegt allerdings die
Skepsis, ob die zögerlichen Ansätze zur Europäisierung politisch-medialer Kommunikation den funktionalen und nor-
mativen Anforderungen politischer Öffentlichkeit entsprechen könnten. Ausgehend von der These eines funktionalen
Wechselverhältnisses zwischen politischer Herrschaftsausübung und Öffentlichkeit in der EU soll im vorliegenden Bei-
trag das Ausmaß der Fokussierung gesellschaftlicher Beobachtungspositionen auf die neue normative Zurechungseinheit
„Europa“ quantitativ und qualitativ erhoben werden. Hierzu liegen die Ergebnisse einer vergleichenden Medieninhalts-
analyse der europapolitischen Nachrichtenberichterstattung des Jahres 2000 in Qualitätszeitungen aus sechs Ländern
vor, über die unterschiedliche Grade der Resonanzerzeugung des politischen Europas und ihre Effekte auf die Aushand-
lung der Legitimität einer europäischen Herrschaftsordnung bestimmt werden können.
Summary: The achievement of European integration as an experiment in transnational society building is closely linked
to the potential of an unfolding European public sphere. However, in the current discussion about the so-called public
sphere and the communication deficits of Europe a rather skeptical view prevails. Europeanization of political commu-
nication proceeds at a slow rate and it is not clear whether it will be able to meet the functional and normative require-
ments of the public sphere. This paper starts from the thesis of a functional relationship between the practice of rule-
and decision-making in the EU and the emergence of a sphere of publics. The extent to which Europe has become the
object of public observation and communication will be measured both quantitatively and qualitatively. This research is
based on a comparative media analysis of political news coverage about Europe from the year 2000 in quality newspa-
pers in six countries. Through the coding of news articles different degrees of resonance of the European political pro-
cess can be measured. This will further help us to understand the effects of the unfolding European public sphere for ne-
gotiating the legitimacy of a European political order.
1. Einleitung
Eine „Soziologie der europäischen Integration“
kann heute von dem offenkundigen Sachverhalt der
Institutionalisierung und neuerdings gar der Konsti-
tutionalisierung einer europäischen Herrschaftsord-
nung ihren Ausgangspunkt nehmen (Bach 2000).
Allerdings wird der gesellschaftlichen „Integra-
tionsfähigkeit“ eines solchen politischen Projekts
zumeist eine negative Prognose gestellt, da die kom-
munikative Infrastruktur zwischen den Europäern
nur rudimentär ausgebildet sei, um die Basisprozes-
se intermediärer Willensbildung und Solidarisie-
rung als Voraussetzungen einer geteilten politischen
Kultur einzuleiten (Lepsius 1999: 210). Die Erfolgs-
chancen des europäischen Integrationsprozesses als
gesellschaftspolitischen Großexperiments entschei-
den sich damit am Entwicklungspotential einer eu-
ropäischen politischen Öffentlichkeit.
Auf diesem der politischen Soziologie vertrauten
Terrain kann die aktuelle Diskussion um das soge-
nannte Öffentlichkeits- und Kommunikationsdefi-
zit Europas rekontextualisiert werden. Die Legi-
timität der neuen politischen Herrschaftsordnung
wird hierbei zunächst an die Verfügbarkeit öffent-
licher Aufmerksamkeitspotentiale geknüpft, über
die entweder Zustimmung eingefordert oder ent-
sprechende Kritiken mobilisiert werden können. Ins
Blickfeld rückt dann die Funktionalität politischer
Öffentlichkeit für die Aushandlung des erhöhten
Legitimationsbedarfs des sich demokratisch konsti-
tuierenden Herrschaftsverbandes der EU.
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Diese grundsätzlichen Überlegungen zur Legitima-
tionsbedürftigkeit von Herrschaft sollen in einem
ersten theoretischen Abschnitt in die These eines
konstitutiven Wechselverhältnisses zwischen der
auf Dauer gestellten Praxis der Herrschaftsaus-
übung im vertraglich-institutionellen Rahmen der
EU und der Ausdifferenzierung politisch-öffent-
licher Kommunikationsprozesse überführt werden.
Daran knüpft sich die Erwartung einer Selbstkon-
stitution europäischer politischer Öffentlichkeit im
Sinne der Fokussierung gesellschaftlicher Beobach-
tungspositionen auf die neue normative Zure-
chungseinheit „Europa“.
Der empirische Hauptteil des Artikels widmet sich
der Festlegung des Maßes, in dem Europa in den
Medienarenen der EU-Mitgliedsländer „auffällt“.
Hierzu liegen die Ergebnisse einer vergleichenden
Medieninhaltsanalyse der europapolitischen Nach-
richtenberichterstattung des Jahres 2000 in Qua-
litätszeitungen aus sechs Ländern vor, über die un-
terschiedliche Grade der Resonanzerzeugung des
politischen Europas und ihre Effekte auf die Aus-
handlung der Legitimität einer europäischen Herr-
schaftsordnung bestimmt werden können.1 Über die
quantitative Erfassung der geläufigen medienanaly-
tischen Variablen (Artikeltypus, Agenda-Setter, Er-
eignisse und Themen) werden zunächst bestimmte
Querschnittsmuster europapolitischer Kommunika-
tion benannt und diachron über den Zeitraum von
einem Jahr verfolgt.2 Das Jahr 2000 bietet sich für
eine solche Untersuchung an, da die EU-Policy Agen-
da durch wichtige Themen und Entscheidungen be-
setzt war (Euro, EU-Erweiterung, Institutionen- und
Vertragsreform), die eine erhöhte mediale Aufmerk-
samkeit erwarten ließen. Daneben fallen im Erhe-
bungszeitraum eine Reihe von ereignisbedingten De-
batten von gesamteuropäischer Relevanz ins Auge
(v.a. „Haider Debatte“), die umgekehrt die Möglich-
keit einer Einflussnahme medialen „framings“ auf
den europäischen politischen Entscheidungsprozess
andeuteten. In der Rekonstruktion des publizisti-
schen Meinungskampfs um die Zukunft und Ver-
fasstheit der EU wird eine solche Debatte nachfol-
gend einer qualitativen Rahmenanalyse unterzogen,
um damit die Frage nach der Leistungsfähigkeit eu-
ropäischer Öffentlichkeit in der Zusammenführung
europapolitischer Kommunikation und der Einlei-
tung eines intermedialen Austauschs von Stellung-
nahmen und deren Bedeutung zwischen den einzel-
nen Zeitungen systematisch erheben und vergleichen
zu können.
2. Regieren und Öffentlichkeit in der EU:
ein funktionales Verhältnis
Die Herausbildung von „Öffentlichkeit“ als inter-
mediäre Sphäre für die Entfaltung sozialer Kom-
munikations- und Beobachtungsprozesse wird mit
der funktionalen Differenzierung von Gesellschaf-
ten begründet (Gerhards/Neidhardt 1990). Auf die-
ser Basis war man bemüht, Öffentlichkeit als einen
„quer“ zu den Funktionssystemen der Gesellschaft
gelagerten Resonanzraum zu beschreiben, der teil-
systemische Kommunikationsprozesse füreinander
transparent macht, spezifische Übersetzungs- und
Vermittlungsleistungen anbietet und gegebenenfalls
auf bestimmte Verlaufsformen (z.B. Verständigung)
festlegt (Marcinkowski 2002).
Eine ungelöste Kontroverse betrifft dabei die Frage,
inwiefern Öffentlichkeit zu einer bestimmten Form
der staatlich-territorialen Vergesellschaftung in Be-
ziehung gesetzt werden muss. Aus historischer Per-
spektive steht die Emergenz politischer Öffentlich-
keit in einem engen Zusammenhang mit der
Nationalstaatsbildung (Pöttker 2002). Auch in den
empirisch orientierten Kommunikationswissen-
schaften wurde Öffentlichkeit naheliegender Weise
zunächst einmal dort verortet, wo sich entsprechen-
de organisatorische Kapazitäten in Form der Mas-
senmedien ausbildeten (Weischenberg 2000). Die
Neigung, Öffentlichkeit zumeist unhinterfragt als
national geschlossenen Kommunikationsraum zu be-
handeln, findet sich zudem im Demokratiepostulat
einer Kongruenz des Geltungsbereichs politischer
Herrschaft mit der Reichweite „kommunikativer
Vergemeinschaftung“ bestätigt. Aus normativer Per-
spektive wird daraus eine quasi notwendige Sym-
biose zwischen Öffentlichkeit und Nationalstaat
abgeleitet (Gerhards 2000). Gerade die politische
Öffentlichkeit wird als voraussetzungsvolles Kom-
munikationssystem betrachtet, das den ihr zugetra-
Hans-Jörg Trenz: Die mediale Ordnung des politischen Europas 189
1 Das von der DFG im Rahmen des Schwerpunktpro-
gramms „Regieren in der EU“ geförderte Projekt „Trans-
nationale Öffentlichkeit und die Strukturierung politischer
Kommunikation in Europa“ wurde an der Humboldt Uni-
versität zu Berlin von 2001 bis 2003 durchgeführt. Ich
danke Klaus Eder, Cathleen Kantner und Cornelia Dereje
für ihre Unterstützung bei der Konzeption und Durchfüh-
rung des Projektvorhabens.
2 Die Erwartungen in eine der Beobachtung des Wandels
politischer Öffentlichkeit sicherlich in erster Linie dienli-
chen Längsschnittanalyse können damit nur bedingt
eingelöst werden. Allerdings kann das repräsentative
Querschnittsbild dieser Studie sehr wohl für die Kon-
zeptualisierung solcher, wünschenswerter Weise als
europäische Partnerschaftsprojekte zu realisierenden Zeit-
reihenuntersuchungen zur Europäisierung politischer
Kommunikation herangezogen werden.
genen Aufgaben kollektiver Meinungs- und Wil-
lensbildung nur dadurch gerecht werden kann, dass
es auf vorpolitische Gegebenheiten wie eine geteilte
Sprache, ein kulturelles Reservoir an Erinnerungen
und Traditionen und eben eine kollektive Identität
aufbaut (Greven 1998, Kraus 2004).
Im historischen Kontext der Nationalstaatsbildung
bezeichnet die Korrelation zwischen Öffentlichkeit
und politischer Herrschaft allerdings neben der ihr
inhärenten Normativität auch ein primär funktio-
nales Verhältnis. Mit dem Übergang von privater
zu öffentlicher Herrschaftsausübung wird der Herr-
schende mit der Vertretung des Gemeinwohls und
der Durchsetzung des Kollektivinteresses beauf-
tragt, das nicht länger durch eine vorgegebene gött-
liche Ordnung festgeschrieben, sondern aus einer
gesellschaftlichen Ordnung und ihren Gesetzmäßig-
keiten erst abgeleitet und jeweils neu interpretiert
werden muss (Polanyi 1997[1944]). Das Legitimi-
tätsproblem gesellschaftlich-politischer Ordnungen
stellt sich somit, wie diese alte Erkenntnis jüngst
systemtheoretisch reformuliert wurde, als ein Pro-
blem der Sichtbarkeit und Zurechenbarkeit von
Herrschaft und ihrer Leistungen, woran ihre
Durchsetzungschancen unmittelbar gebunden sind
(Nassehi 2002, Bonacker 2003). Herrschaft, so lie-
ßen sich die soziologischen Einsichten von Max
Weber über Michel Foucault bis Niklas Luhmann
zusammenfassen, muss sich „veröffentlichen“.
Legt man ein solches funktionales Verständnis zu-
grunde, so kann die These vertreten werden, dass
die Korrelation zwischen Öffentlichkeit und politi-
scher Herrschaft zunehmend nicht die Form der na-
tionalen Vergesellschaftung, sondern vielmehr die
Dynamik gesellschaftlicher Veränderung und fort-
gesetzter Modernisierung begründet. Eine „politi-
sche Öffentlichkeit“ entsteht durch die Fokussie-
rung öffentlicher Kommunikation auf politische
Entscheidungsprozesse und impliziert in erster Li-
nie eine Vorstellung davon, wie Gesellschaften auf
sich selber einwirken können (Imhof 2003: 401).
Diese Verschränkung des politischen Geltungs-
bereichs mit Öffentlichkeit hat sich bislang in der
Tat nur im Rahmen des Nationalstaats annähe-
rungsweise realisieren lassen. Die soziologische Ein-
sicht in die Funktionalität von Öffentlichkeit für
die Durchsetzung politischer Herrschaftsordnun-
gen kann aber auch für die Erfahrungen der Trans-
nationalisierung des Politischen und der zuneh-
menden Inkongruenz zwischen dem Entstehungs-,
Geltungs- und Wirkungsbereich politischen Ent-
scheidens nutzbar gemacht werden (Zürn 1998).
Die Frage ist dabei, inwiefern ein „Regieren jen-
seits des Nationalstaats“ eine Strukturanpassung
politischer Öffentlichkeit nach sich zieht, die poli-
tische Integraztionsprozesse in transnationale Ver-
gesellschaftungszusammenhänge münden lässt.
Der europäische Integrationsprozess, so die weiter-
führende Überlegung, ist als fortgesetzte Moderni-
sierung der europäischen Nationalstaaten (Eder
2000, Therborn 1995) durch einen eben solchen
funktionalen Zusammenhang zwischen der Aus-
übung von Herrschaft und der Genese politischer
Öffentlichkeit geprägt. Auch wenn sich die Mög-
lichkeiten der Entfaltung politischer Öffentlichkeit
jenseits des Nationalen als wenig günstig darstellen,
so gilt dennoch, dass ein „Regieren in Europa“ oh-
ne Öffentlichkeit schlechterdings nicht zu realisie-
ren ist. Politische Öffentlichkeit entsteht aus dem
Spiel der Legitimierung und Delegitimierung von
Herrschaft, dem sich auch das Regieren in der EU
nicht dauerhaft entziehen kann. Ein politisches Inte-
grationsprojekt, das 1992 mit dem Maastrichter Ver-
trag eingeleitet wurde, muss Legitimität einfordern
und ist legitimitätsherausfordernd. Die Einforderung
von Legitimität geschieht durch die öffentliche
Rechtfertigungspraxis politischer Institutionen; die
Herausforderung von Legitimität geschieht durch
nichtstaatliche Akteure oder durch die Medien, die
einen kritischen Blick auf die Herrschaft werfen.
Damit ist zugleich ein empirisches Forschungsfeld
umrissen, über das es gelingen kann, die Wirkungen
und die Reichweite einer europäischen politischen
Öffentlichkeit einzugrenzen.
Zugrundegelegt wird folglich ein Modell politischer
Öffentlichkeit, dessen Bedingungen nicht aus-
schließlich in der „Interdiskursivität“ von Kom-
munikation, also in einem Miteinander-Kommuni-
zieren mit dem Ziel öffentlicher Meinungs- und
Willensbildung festgelegt werden. Das Problem dis-
kursiver oder verständigungsorientierter Öffent-
lichkeitsmodelle ist nicht, dass sie normativ und
kontrafaktisch operieren, sondern dass sie nur eine
mögliche Verlaufsform öffentlicher Kommunika-
tionsprozesse und ihre wünschenswerten Resultate
in Betracht ziehen.3 Auf einer elementareren Ebene
liegt politische Öffentlichkeit aber schon dann vor,
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3 Gerhards (1997) nimmt auf diese Weise eine Typifizie-
rung des Verständigungsmodells (Habermas) und des
Spiegelmodells (Luhmann) politischer Öffentlichkeit vor.
Ein Missverständnis liegt allerdings darin, Verständigung
zur notwendigen Bedingung von Öffentlichkeit zu ver-
absolutieren (mit den entsprechenden Schwierigkeiten der
Operationalisierung). Die Frage der Einleitung kollektiver
Verständigungsprozesse kann vielmehr als offener Mög-
lichkeitshorizont öffentlicher Kommunikation, als selbst
gestellter normativer Anspruch politischer Kommunika-
tionsteilnehmer aufgefasst werden, der ihre Selbstimagina-
wenn eine generelle Sichtbarkeit von Herrschafts-
kommunikation gegeben ist, die zugleich die Mög-
lichkeit eröffnet, an Gesagtes in öffentlichen Are-
nen kommunikativ anzuknüpfen.4
Das hier skizzierte Öffentlichkeitsverständnis be-
zeichnet demnach den Nullpunkt öffentlicher Herr-
schaftsausübung in modernen bzw. sich moderni-
sierenden Gesellschaften. Mit anderen Worten und
mit Blick auf den Problemkreis der europäischen
Öffentlichkeit: Das Regieren in der EU beginnt
dann in einen Wirkungszusammenhang mit politi-
scher Öffentlichkeit einzutreten, wenn Regierungen
und politische Institutionen mit Resonanzeffekten
seitens eines nicht mehr unbeteiligten oder uninte-
ressierten Dritten (des Publikums) zu rechnen ha-
ben. Regierungen und politische Institutionen anti-
zipieren dann die möglichen Reaktionen des
Publikums (durch Öffentlichkeitsarbeit oder Mei-
nungsumfragen wie Eurobarometer), und sie rea-
gieren auf Publikumsresonanzen, denen sie in ihrer
täglichen Arbeit in unterschiedlicher Form (Protest,
Petition, Wahlen) ausgesetzt werden.
Konkretisiert man auf dieser Basis das funktionale
Verhältnis von Öffentlichkeit zur Legitimität einer
europäischen Herrschaftsordnung, so können auch
an die europäische politische Öffentlichkeit drei
Funktionen herangetragen werden, die sich auf die
Beobachtungs-, Validierungs- und Gestaltungsmög-
lichkeiten europäischer Politik beziehen (Neidhardt
1994: 8):
1) Europäische Öffentlichkeit hat eine Visibilisie-
rungsfunktion: sie ermöglicht Transparenz im
Sinne der allgemeinen Sichtbarkeit und Zugäng-
lichkeit von Informationen über die Beschaffen-
heit des europäischen politischen Entscheidungs-
prozesses.
2) Europäische Öffentlichkeit hat eine Validie-
rungsfunktion: sie ermöglicht Responsivität im
Sinne der Anschlussfähigkeit politischer Kom-
munikation in der Form von thematisch fokus-
sierten Austauschprozessen zwischen politischen
Handlungsträgern und Publikum und die darin
implizierte Validierung von Inhalten, Erwartun-
gen, und Meinungen.
3) Europäische Öffentlichkeit hat eine Orientie-
rungsfunktion: sie ermöglicht Reflexivität im
Sinne der Ausbildung eines geteilten politischen
Geltungsbereichs, über den sich die kommuni-
kativ erreichbare Gesellschaft mit dem An-
spruch auf politische Selbstgestaltung beobach-
ten und selber zum Thema erheben kann.
3. Europäische Öffentlichkeit und
europäische Medien
Nicht anders als im Falle des Nationalstaats bleibt
die „Veröffentlichung“ politischer Herrschaft in
der EU auf die Leistungen der Massenmedien ange-
wiesen, die ein Quasi-Monopol in der Vermittlung
des politischen Geschehens zwischen politischen
Entscheidungsträgern und den Bürgern für sich be-
haupten können. Medien schaffen Resonanzen,
treffen dabei aber notwendiger Weise immer eine
Auswahl und entscheiden so über die Relevanz po-
litischer Themen und Ereignisse. Die durch Medien
hergestellte politische Öffentlichkeit ist gewisser-
maßen immer defizitär, und auch das vielbeklagte
europäische Öffentlichkeitsdefizit stellt nur einen
Sonderfall des allgemeinen Vermittlungsproblems
politischer Herrschaft dar. Für die europäische Poli-
tik gilt allerdings in verschärftem Maße, dass vieles,
was im Rahmen der EU geschieht, in den Medien
eben nicht als relevant erachtet und damit mit
Nichtaufmerksamkeit bestraft wird (Gerhards
1993, 2000).
Die generalisierte Erwartung an die Medien, dass
sie für die Veröffentlichung politischer Kommuni-
kation Sorge zu tragen haben, kann in der Hinsicht
relativiert werden, dass die zunehmende Differen-
zierung des Mediensektors eine arbeitsteilige Praxis
in der Verarbeitung politisch-medialer Kommuni-
kation erwarten lässt. „Massenmedien“ als Reflek-
tor eines einheitlichen Kommunikationsraums, der
alle Mitglieder des Nationalstaats zusammenbin-
det, sind selber eine Idealisierung, der man sich zu
Zeiten der Monopolisierung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks vielleicht noch annäherte, die
jedoch im Zuge der Privatisierung und Internatio-
nalisierung des Mediensektors zunehmend an Über-
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tion als Kollektiv der politischen Selbstbestimmung anlei-
tet (Nassehi 2002).
4 Öffentlichkeit bezeichnet demnach gleichermaßen die
Struktur und den Prozess gesellschaftlicher Kommunika-
tionsverhältnisse: strukturell festigt sich Öffentlichkeit in
der Erzeugung von Resonanz, also in der Unterstellung
von Sichtbarkeit der Kommunikation. Prozessual bietet
Öffentlichkeit eine unüberschaubare Zahl von Anschluss-
möglichkeiten für die Fortsetzung der Kommunikation
durch die jeweils adressierten Kommunikationsteilnehmer
oder durch beistehende Dritte (Marcinkowski 1993). In
Hinblick auf das Bezugssystem europäische Öffentlichkeit
ist erstere Bedingung durch die Veröffentlichung europa-
politischer Kommunikation erfüllt, letztere durch die
Thematisierung gleicher Kommunikationsbeiträge in un-
terschiedlichen Öffentlichkeitsarenen. Eine operationale
Definition dieser Bedingungen wird weiter unten nach-
geliefert.
zeugungskraft verliert. Zu berücksichtigen gilt es
überdies, dass sich bestimmte Mediensegmente or-
ganisatorisch und operationell voneinander ab-
schließen und inhaltlich beispielsweise auf Unter-
haltung, Wissenschaft, Sport oder eben Politik
spezialisieren (Luhmann 1996).
Auch die Qualitätspresse konstituiert einen solchen
spezialisierten Leistungssektor im Rahmen eines zu-
nehmend ausdifferenzierten Mediensystems. In der
Nachrichtenselektion werden keineswegs nur natio-
nale Kommunikationsräume abgesteckt. Vielmehr
finden immer auch übergeordnete Relevanzkrite-
rien (z.B. Qualitätsstandards oder ideologische Prä-
ferenzen) Berücksichtigung, um sich dadurch von
anderen Mediensegmenten (z.B. Boulevardpresse)
abzugrenzen.5 Die Erfüllung des journalistischen
Auftrags einer Kontrolle der Politik in den einzel-
nen Sachbereichen erfordert heute eine hochgradige
redaktionelle Spezialisierung und zunehmend auch
eine Zuwendung zur internationalen und europäi-
schen Politik, die nur unter erhöhtem finanziellem
Aufwand (z.B. Entsendung von Korrespondenten
nach Brüssel) zu bewerkstelligen ist.
In der medialen Verarbeitung europapolitischer
Kommunikation zeigen sich zugleich die Grenzen
der Spezialisierung des Mediensektors, die vor allem
durch die Trägheit des Konsumenten als Publikum
konditioniert ist und damit an den Fortbestand der,
wenn auch zunehmend poröseren, nationalen Kom-
munikationsräume gebunden bleibt. Alle Versuche
der Etablierung einer eigenständigen europäischen
Medienlandschaft, etwa in der Form einer europa-
weit verbreiteten, von Journalisten mehrerer Län-
der aufgearbeiteten Qualitätszeitung, sind bislang
gescheitert. Der empirische Blick bleibt von daher
beschränkt auf Formen der Europäisierung beste-
hender nationaler Medienprodukte, die sich auf die
Beobachtung des europäischen politischen Gesche-
hens einlassen.6 Europäische Öffentlichkeit ist dann
kein genuiner, die Nationalstaaten überwölbender
oder sie gar ersetzender Kommunikationsraum.
Entscheidend für ihre Herausbildung ist vielmehr,
dass sich die Kommunikationskreisläufe der natio-
nalen Arenen füreinander öffnen und eine Diffusion
gemeinsamer Themen, Debatten und Bedeutungs-
gehalte zulassen (Kantner 2004).
4. Die massenmediale Darstellung des
politischen Europas: Zur Strukturierung
europapolitischer Kommunikation in der
Qualitätspresse
4.1 Operationen des europäischen
Mediensystems
Eine Angleichung der Organisationsmerkmale des
Pressesektors lässt sich zunächst allgemein an der
arbeitsteiligen Struktur von Zeitungsredaktionen
ablesen. In allen europäischen Ländern darf der his-
torisch ausdifferenzierte Typus der unabhängigen,
überparteiischen und überregionalen Tageszeitung
ein Monopol in der Auswahl an innen-, außen- und
wirtschaftspolitischen Nachrichten für sich behaup-
ten, die für die Leser der gebildeten Mittelschichten
aufgearbeitet werden.7 Die dabei zur Anwendung
gelangenden Nachrichtenwerte sind universal ge-
normt und wirken bei der Selektion eines ähnlichen
Nachrichtenspektrums mit.8 Die Diffusion von
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5 Konkret bedeutet dies, dass sich etwa Le Monde und die
FAZ leichter über Themen von gemeinsamer Relevanz ver-
ständigen können als die FAZ und die Bildzeitung. In
Frankreich und Italien ist zu beobachten, dass auch regio-
nale Zeitungen zunehmend als außenpolitische Bericht-
erstatter zurücktreten und selbst nationalen innenpoliti-
schen Anliegen nur noch beschränkte Aufmerksamkeit zu-
wenden.
6 Dies gilt mittlerweile als Konsens in der empirisch orien-
tierten europäischen Öffentlichkeitsforschung; vgl. Sievert
1998, van de Steeg 2002, Peters 2002, Risse 2002, Kevin
2002. Koopmans/Erbe (2003) sowie Koopmans/Pfetsch
(2003) unterscheiden zwischen vertikaler Europäisierung
„which consists of communicative linkages between the
national and the European level“ und horizontaler Euro-
päisierung „which consists of communicative linkages
between different EU-member states“. In der vorliegenden
Untersuchung kann vertikale Europäisierung sowohl als
„top-down“ als auch als „bottom-up“ Prozess sichtbar ge-
macht werden. Die Effekte einer horizontalen Europäisie-
rung werden nur dann sichtbar, wenn sie durch die ge-
meinsame Bezugnahme auf europapolitische Themen
induziert sind. Transnationale kommunikative Austausch-
prozesse ohne Bezugnahme zu europäischen politischen
Entscheidungsprozessen fallen durch unser Analyseraster.
7 Ein Monopol, das mit den Nachrichtenredaktionen des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks und Fernsehens geteilt
wird. Zum Medienkonsumverhalten der Europäer liegen
jeweils aktualisierte Eurobarometer Daten vor, die eine
nordeuropäische Zeitungsinformationskultur und eine
südeuropäische Fernsehkultur erkennen lassen. In der Be-
ziehung zwischen Presse- und Fernsehberichterstattung zu
Europa weisen erste empirische Ergebnisse auf Effekte des
transmedialen Agenda-Settings hin, woraus sich auf eine
enge Kooperation oder zumindest intensive wechselseitige
Beobachtung zwischen Zeitungs- und Fernsehjournalisten
in der Produktion politischer Nachrichten schließen lässt
(Kevin 2003, Norris 2000).
8 Nach der Nachrichtenwerttheorie ist zu erwarten, dass
Nachrichten meist anlässlich wichtiger Ereignisse kom-
Nachrichten läuft außerdem zunehmend über den
Ticker internationaler Agenturen (für die EU vor al-
lem Agence Europe), auf die Zeitungsredaktionen
unterschiedlicher Länder gleichermaßen zurück-
greifen (Kriesi 2001, Humphreys 1996).
Die Standardisierung der Nachrichtenproduktion
führt keinesfalls automatisch zu einer inhaltlichen
Uniformierung der Nachrichten. Universelle Merk-
male des Pressesektors fördern vielmehr eine regio-
nale Nachrichtenvermarktung, in der inhaltliche
Divergenzen nach wie vor groß geschrieben wer-
den. Der entscheidende Konvergenzeffekt besteht
in der Organisation der inhaltlichen Vielfalt, wobei
nur wenige zentrale Nachrichten länder- und zei-
tungsübergreifend diskutiert werden. Die zentralen
Schaltstellen in der europapolitischen Nachrichten-
produktion werden dabei von den Europakorres-
pondenten besetzt. Letztere können allerdings nur
noch bedingt für die nationale Differenzierung des
Nachrichtenspektrums verantwortlich gemacht
werden. In einer Feldstudie von Meyer (2002) wird
der Nachweis erbracht, dass sich Brüsseler Korres-
pondenten eine eigenständige Sinn- und Erfah-
rungswelt in der Aufarbeitung europapolitischer
Nachrichten erschließen, die sie zunehmend ihrer
nationalen Herkunft entfremdet. Sozialisations-
effekte, Ausbildung kollektiver Präferenzen und ar-
beitsteilige Recherchen innerhalb des Brüsseler
Pressekorps sind ein wichtiges Indiz für den Grad
der Ausdifferenziertheit einer europäischen Publi-
zistik, wobei nationale Präferenzen zunehmend
durch kollektive Wertmuster überlagert werden.
Die weiter unten referierten Befunde einer Inhalts-
analyse von Pressekommentaren lassen ferner auf
eine missionarische Attitüde der Europakorrespon-
denten in der Propagierung einer vertieften und er-
weiterten Union schließen. Die durch die Zeitungen
eingeübte Praxis der Kritik gegenüber bestehenden
Integrationsdefiziten oder gegenüber einzelnen Ak-
teuren (v.a. die Kommission) dient der Bestätigung
der prinzipiell positiven Grundhaltung gegenüber
dem Integrationsprozess als Ganzem.
Von entscheidender Bedeutung sind schließlich
Nachrichten-Imitationseffekte und die zwischen
den Zeitungen eingeübte Praxis des transmedialen
Agenda-Settings. Der Information eines EU-Korres-
pondenten der FAZ an den Autor zufolge gewinnt
beispielsweise die Financial Times in der Europabe-
richterstattung einen hohen Orientierungswert; von
ihr werden gerne Themen übernommen, gerade weil
sie nicht als unmittelbarer Konkurrent auf dem na-
tionalen Medienmarkt erlebt wird. Die Themenkon-
vergenz zwischen Presseprodukten verschiedener
Länder wird damit unter Umständen wahrscheinli-
cher als zwischen nationalen Konkurrenzblättern,
die auf thematische Distanzierung und Besetzung
alternativer Agenden ausgerichtet sind. Signifikant
ist auch die europaweite Diffusion von Gerüchten
über die unterstellten Machenschaften Brüsseler
Spitzenpolitiker, die eine zirkuläre Nachrichtenpro-
duktion- und Verbreitung antreiben, wobei Journa-
listen unterschiedlicher europäischer Zeitungen,
statt sich auf aufwendige Recherchen einzulassen,
gefälliger Weise voneinander abschreiben.9
Die Organisationsmerkmale der Qualitätspresse
deuten somit auf eine vereinheitlichte Praxis euro-
päischer Nachrichtenproduktion, die sich in ähn-
lichen Themenstrukturen zwischen den Zeitungen
der Mitgliedsländer der EU widerspiegeln müsste.
Qualitätszeitungen als das für die Herstellung und
Verbreitung europapolitischer Nachrichten zustän-
dige Leistungssystem stellen entsprechende Kapazi-
täten für die Dauerbeobachtung europäischer Poli-
tik bereit und entwickeln eine arbeitsteilige Praxis
in der Aufarbeitung europäischer Themen und Er-
eignisse. Journalistinnen und Journalisten unter-
schiedlicher Länder greifen außerdem auf einen zu-
nehmend standardisierten, durch die Informations-
und Öffentlichkeitspolitik europäischer Institutio-
nen aufgearbeiteten Nachrichteninput zurück, der
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muniziert werden. Wie viele solcher Anlässe auftreten,
wird vom Grad der Dynamik des europäischen Einigungs-
prozesses abhängen. Da bisher nicht schlüssig nachgewie-
sen wurde, dass die Nachrichtenwerttheorie durch natio-
nal-kulturelle Faktoren relativiert werden müsste, kann
postuliert werden, dass Nachrichtenwerte ihre aufmerk-
samkeitsverstärkenden bzw. aufmerksamkeitsmindernden
Effekte in einem transmedialen Zusammenhang mit regio-
nalspezifischen Inhalten und gemeinsamen Themen von
überregionaler Reichweite ausüben (zur Wirkung von
Nachrichtenfaktoren allgemein siehe Staab 1990, Eilders
1997).
9 Dies hat der Autor in einer vergleichenden Analyse der
Presseberichterstattung um ein angebliches Fehlverhalten
des Kommissionspräsidenten Prodi nachgewiesen. Das
nicht weiter belegte Gerücht eines Konflikts zwischen
Kommissions- und Ratspräsidentschaft im Herbst 2001
wird von verschiedenen Zeitungen anekdotenhaft auf-
getischt, ohne auf externe Informationsquellen Bezug zu
nehmen. Diese Selbstbezüglichkeit der Europabericht-
erstattung kann auf den Kommentarseiten der Zeitungen
sogar selbstkritisch reflektiert werden: „Einer schreibt
vom anderen ab. Wie vor einem Jahr, als Prodi schon ein-
mal in der Presse zum Prügelknaben gemacht wurde, wer-
den kleine peinliche Anekdoten aufgetischt“. Und weiter:
„Die bösen Geschichten über den Präsidenten seien ‚tota-
ler Unsinn‘, geradezu ‚dumme Lügen‘ und zudem ‚alte
Mären‘, hartnäckig in den Blättern nachgeplappert“ (Ta-
gesspiegel, 2.11.2001: 7).
über Agence Europe, auf Pressekonferenzen oder
über das Internet abrufbar ist. Den zu erwartenden
Effekten der Standardisierung europäischer Nach-
richtenproduktion soll in der folgenden Medien-
inhaltsanalyse nachgespürt werden.
4.2 Forschungsdesign und Operationalisierung
Die nachfolgende Untersuchung basiert auf einer
formal-deskriptiven Inhaltsanalyse europapoliti-
scher Kommunikationsmuster in der Qualitätspres-
se. Aus der Vogelperspektive sollen die allgemeinen
Merkmalsausprägungen der Analyseeinheit „Arti-
kel“ festgehalten werden. Durch diesen „objektivis-
tischen Blick“ auf die europapolitische Bericht-
erstattung soll die Frage beantwortet werden, ob
Zeitungen unterschiedlicher Mitgliedsländer über
gleiche Themen berichten, die zu einem bestimmten
Zeitpunkt signifikant hervortreten und zudem mit
gleichen Sprechern und Institutionen in Verbindung
gebracht werden. Die Frageformel ist: „Was wird
wann und durch wen kommuniziert?“ Die Frage
nach der Zusammenführung europapolitischer
Kommunikation zu Debatten von geteilter Rele-
vanz nach der Formel „Wie wird kommuniziert?“
schließt sich daran in einem zweiten Codierschritt
in Form einer fallspezifischen qualitativen Inhalts-
analyse zur Debatte um die Zukunft und Verfasst-
heit der EU im Jahre 2000 an.
Grundlage beider Erhebungen ist ein repräsentati-
ves Sample von jeweils zwei Qualitätszeitungen aus
sechs EU- Mitgliedsländern im Jahre 2000, das sich
wie folgt zusammensetzt: Frankfurter Allgemeine
Zeitung, Süddeutsche Zeitung (Deutschland), Le
Monde, Libération (Frankreich), Guardian, Times
(Großbritannien), La Repubblica, La Stampa (Ita-
lien), El País, ABC (Spanien), Standard, Die Presse
(Österreich) sowie als ein Kontrollsample die New
York Times. Die Auswertung des Grunddatensatzes
erfolgt durch das statistische Hilfsprogramm SPSS,
für das eine den Vorgaben des Codebuchs folgende
Eingabemaske zur quantitativen Auszählung zen-
traler Variablen wie Autor, Artikeltypus, Agenda-
Setter, Issues, Themenbreite, Thematisierungsebene
sowie Deutungsmuster entwickelt wurde. Für die
inhaltliche Feincodierung thematisch fokussierter
Artikeltypen wurde das Computerprogramm At-
las.ti. eingesetzt.10
Die Bedingungen für das Vorliegen europäischer
Öffentlichkeit sind über die Messung des Grades an
absoluter, symmetrischer und reziproker Resonanz
europapolitischer Kommunikation in den Medien
operationalisiert worden (Tobler 2002). Über das
Maß der absoluten Resonanz kann das Volumen,
die Dichte und die Konstanz europapolitischer
Kommunikation im Verhältnis zur Gesamtbericht-
erstattung des jeweiligen Mediums festgelegt wer-
den. Absolute Resonanz kann als Indikator für das
Niveau der Sichtbarkeit des politischen Europas in
den nationalen Medienöffentlichkeiten herhalten
(Operationalisierung der Transparenzfunktion poli-
tischer Öffentlichkeit). Neben dieser notwendigen
Bedingung müssen die Zeitungen der Mitgliedslän-
der zusätzlich noch zwei hinreichende Bedingungen
erfüllen, damit von Strukturbildungseffekten einer
europäischen Öffentlichkeit gesprochen werden
kann: Symmetrische Resonanz dient als Indikator
für die Anschlussfähigkeit europapolitischer Kom-
munikation, die durch ein geteiltes und möglichst
auch gleichzeitig aktualisiertes Themenreservoir
prinzipiell gewährleistet ist (Operationalisierung
der Validierungsfunktion politischer Öffentlich-
keit). Reziproke Resonanz hingegen bezeichnet den
Grad der bereits faktisch durchgesetzten Zusam-
menführung von Kommunikation entweder in der
starken Variante von Interdiskursivität und gemein-
samer Debattenführung oder in der abgeschwäch-
ten Form einer Diffusion geteilter Interpretationen
und Bedeutungsgehalte (Operationalisierung der
Orientierungsfunktion politischer Öffentlichkeit).
Die Untersuchung ist von der These geleitet, dass
sich die beobachteten europapolitischen Kommuni-
kationsmuster der Qualitätspresse als eine emergen-
te europäische Öffentlichkeit beschreiben lassen.
Letztere wird als der Resonanzraum für die Entfal-
tung von europapolitischer Kommunikation in den
nationalen Medien über vier Struktureigenschaften
bestimmt:
1) Die Dichte europapolitischer Kommunikation
in europäischen Zeitungen ist im Vergleich zur
Kommunikation über nichteuropäische (innen-
politische oder außenpolitische) Themen und im
Vergleich zu nichteuropäischen Zeitungen hö-
her.
2) Europäische Akteure erhalten regelmäßig Zu-
gang zu den Medien durch die Platzierung von
Themen und Sprechaussagen. Ihre Sichtbarkeit
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10 Das Codebuch beinhaltet neben der Festlegung der Va-
riablen und Merkmalsausprägungen auch entsprechende
operationale Definitionen und Entscheidungsregeln, die
zur Verbesserung der Reliabilität der Codierung entwor-
fen wurden. Den Reliabilitätstests sind Schulungen und
Teamcodierungen vorangegangen, so dass eine einheitli-
che Codierpraxis gewährleistet werden konnte. Für wei-
tere Einzelheiten kann das Codebuch vom Autor angefor-
dert werden.
kann auch gegen die Dominanz der Akteure na-
tionaler Provenienz im medialen Agenda-Setting
Prozess durchgesetzt werden.
3) Innerhalb der EU kann eine grundsätzliche Sym-
metrie und Synchronizität europapolitischer
Kommunikation festgestellt werden, die aus der
zeitgleichen Berichterstattung zu bestimmten
Themen resultiert.
4) Die Reziprozität europapolitischer Kommunika-
tion resultiert aus der Vergegenwärtigung der
gemeinsamen Relevanz von Themen, dem inten-
dierten oder nichtintendierten Austausch von
Sinn- und Bedeutungsgehalten und/oder der
wechselseitigen Bezugnahme von Kommunizie-
renden aus unterschiedlichen Öffentlichkeitsare-
nen.
Diese vier Struktureigenschaften stehen in einem
Verhältnis der steigenden Signifikanz für die Stabili-
sierung von Öffentlichkeit. Wie auch in den natio-
nalen Öffentlichkeiten vermuten wir jedoch ein um-
gekehrt proportionales Verhältnis im Umfang und
in der Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens: eine ho-
he Dichte europapolitischer Kommunikation in den
Zeitungen bei gleichzeitig hoher Streuung des The-
menspektrums, eine gemeinsame Themenagenda
als Teilmenge aller im europäischen Raum diffun-
dierender Themen und schließlich einige wenige
zentrale Themen von gemeinsamer Relevanz, die ei-
ner zeitgleichen intermedialen Debatte zugeführt
werden. Über die Bestimmung des Umfangs und
der Dichte europapolitischer Kommunikation wird
zunächst die notwendige Bedingung für das Vorlie-
gen europäischer Öffentlichkeit geprüft (4.3). Von
Bedeutsamkeit ist dabei auch, in welchem Umfang
europäische Akteure gegenüber den Vertretern na-
tionaler Öffentlichkeit als Agenda-Setter in den
Qualitätszeitungen in Erscheinung treten (4.4). Über
die quantitativ erhobenen Nachrichtenstrukturdaten
lassen sich ferner die Aufmerksamkeitsspanne für
europäische Themen, die Themenstreuung und die
Intensität der Thematisierung Europas in den einzel-
nen Zeitungen messen. Letztere können als Indika-
toren für das Vorliegen der ersten Zusatzbedingung
europäischer Öffentlichkeit in der Form einer Syn-
chronie und Synchronizität einiger europäischer
Schlüsselthemen in den nationalen Medienarenen
herhalten (4.5). Die Analyse der zweiten Zusatz-
bedingung einer reziproken Thematisierung Euro-
pas unter Ausbildung geteilter Deutungsmuster und
Zielbestimmungen erfordert schließlich einen
Wechsel des Methodendesigns: In der Form einer
qualitativen Rahmenanalyse soll die als zentrale
Debatte des Jahres 2000 identifizierte Auseinander-
setzung um die Zukunft und Verfasstheit der EU in
den Qualitätszeitungen auf das Vorliegen geteilter
Relevanzkriterien hin ausgetestet werden (4.6.).
4.3 Themendichte
In der Bestimmung der Quantität europapolitischer
Berichterstattung muss berücksichtigt werden, dass
die Intensität der Auseinandersetzung mit Europa
in der Analyseeinheit „Artikel“ erheblich variieren
kann. Drei Artikeltypen können voneinander unter-
schieden werden:
a) Europäische Artikel diskutieren schwerpunkt-
mäßig europäische Themen. Sie stellen einen ex-
pliziten Zusammenhang zu einem europäischen
politischen Handlungskontext in den Vorder-
grund. Das europapolitische Thema konstituiert
sich über die Nennung genuin europäischer Ak-
teure und Institutionen als Agenda-Setter bzw.
als Haupthandlungsträger oder durch die Be-
zugnahme auf anonyme politische Entschei-
dungen oder Prozesse des Regierens im institu-
tionellen Rahmen der EU, des Europarats oder
der OSZE.11
b) Europäisierte Artikel diskutieren schwerpunkt-
mäßig innen- oder außenpolitische Themen, die
mit mindestens einem Thema der europäischen
Politik in Zusammenhang gebracht werden. Der
Umfang und die Intensität der Behandlung des
europäischen Themas sind dabei dem Hauptthe-
ma des Artikels eindeutig untergeordnet.
c) Artikel mit europäischem Verweisungskontext.
Artikel mit europäischem Verweisungskontext
zeichnen sich durch themenunspezifische Ver-
weise auf Europa aus, das als vergleichender
oder generalisierender Sinnkontext in der Dis-
kussion innenpolitischer oder außenpolitischer
Themen hervortritt.12 Auch Artikel, in denen
auf europäische Ereignisse, Akteure oder Geset-
ze/Verträge/Verordnungen verwiesen wird, ohne
eine Erläuterung, Kommentierung oder argu-
mentative Vertiefung der rhetorischen Referen-
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11 Die Detailanalyse weist allerdings aus, dass europäische
Öffentlichkeit zu 90% EU-Öffentlichkeit ist. Sichtbarkeit
wird durch EU-Institutionen und durch EU-Themen ge-
schaffen und nur zu einem verschwindend geringen Grad
durch den Europarat oder die OSZE.
12 Beispiel wäre ein Artikel, in dem die Jugendarbeitslosig-
keit in Italien als die höchste in der gesamten Europäischen
Union gekennzeichnet wird (europäischer Vergleichskon-
text) oder ein Artikel, in dem von der „europäischen Zivili-
sation“, vom „europäischen Sozialstaat“ oder noch all-
gemeiner von den „europäischen Ländern“ die Rede ist
(europäischer Verallgemeinerungskontext).
zen vorzunehmen, wurden unter dieser Rubrik
zusammengefasst.13
Der hohe Anteil der Europaberichterstattung im
Verhältnis zur politischen Gesamtberichterstattung
lässt erkennen, dass europäische Themen generell
eine hohe Medienaufmerksamkeit erlangen (Abb.
1). Trotz deutlicher quantitativer Unterschiede zwi-
schen den Zeitungen liegt der Anteil der Europabe-
richterstattung (europäische Schwerpunktartikel) in
allen untersuchten Zeitungen bei über 8%, der
Mittelwert sogar bei 15,6%. Addiert man zu dieser
Zahl die europäisierten Artikel mit einem Bezug zu
europäischen Sekundärthemen, so erhält man einen
Europäisierungsgrad von über 21%. Berücksichtigt
man schließlich auch noch die Artikel mit einem eu-
ropäischen Verweisungskontext als Indikator für
den Grad der Europäisierung politisch-medialer
Kommunikation, so wird in der Qualitätspresse in
jedem dritten Artikel der politischen Berichterstat-
tung ein europäischer Handlungs- oder Sinnbezug
hergestellt.14
Umfang und Dichte europapolitischer Kommunika-
tion innerhalb der EU sind erheblich höher als im
nicht-europäischen Ausland. Aus der Kodierung
unseres US-amerikanischen Kontrollsamples ergibt
sich für den gleichen Zeitraum ein eindeutig abwei-
chendes Muster. Sowohl genuin europäische The-
men als auch themenunspezifische Verweise auf Eu-
ropa finden in der amerikanischen Presse nur eine
geringe Verbreitung. In der New York Times redu-
ziert sich die Anzahl der Artikel mit thematischem
Europabezug gegenüber dem Durchschnitt europäi-
scher Zeitungen um zwei Drittel. Dabei überwiegt
die thematisch fokussierte Abhandlung in europa-
politischen Schwerpunktartikeln. Europäisierte Ar-
tikel als Form der Verknüpfung innen- oder au-
ßenpolitischer Themen mit europäischen Themen
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Abb. 1 Verteilung nach Berichterstattungstypus/Land in Prozent
13 In der Interpretation dieser, hier nicht weiter berück-
sichtigten Kategorie der Europäisierung politischer Kom-
munikation sprechen wir von einem „banalen Europäis-
mus“ (Cram 2001). Es handelt sich um eine stereotype
Sprachverwendung, die durch die Medien stimuliert und
reproduziert wird und eine Angleichung der Kommunika-
tion allein schon durch grammatikalisch umgesetzte Ver-
weisungsformen, also nicht erst durch die dabei verwende-
te Sprache selbst (ja sogar weitgehend unabhängig vom
jeweiligen Sprachkontext) gewährleistet. Die „Banalisie-
rung“ Europas im alltäglichen Sprachgebrauch bringt
zugleich eine gewisse Routinisierung im Umgang mit euro-
päischen „second-order“ Sinndimensionen zum Ausdruck,
die als gegeben und selbstverständlich zugrunde gelegt
werden können und deren grundsätzliche Akzeptanz nicht
in Frage steht.
14 Diese Befunde weisen signifikant höhere Werte des Eu-
ropäisierungsgrades nationaler Tageszeitungen aus, als
diese bislang in allen vorliegenden Studien nachgewiesen
werden konnten (Sievert 1998, Fundesco 1997, Norris
2000). Gerhards (2000: 295) konzediert in der Sekundär-
auswertung von Zeitreihendaten zur politischen Bericht-
erstattung in Deutschland einen Europäisierungsgrad von
lediglich 6,9% in Bezug auf europäische Schwerpunkt-
artikel (gegenüber 15,6% in unserer Studie). Sein Vor-
behalt, dass eine Europäisierung zuerst und vor allem in
den Sekundärthemen eines Artikels zu Tage treten könnte,
ist auf der Basis unseres Datensatzes nicht verifizierbar.
Europäisierte Artikel bilden lediglich 5,2% der codierten
Artikel und bleiben damit in allen Tageszeitungen dem eu-
ropäischen Schwerpunktartikel klar untergeordnet.
treten demgegenüber noch deutlicher in den Hinter-
grund (25% des EU-Durchschnitts), was auf einen
geringen Grad der Sensibilisierung für die Relevanz
Europas schließen lässt.15
4.4 Agenda-Setter
Die Übersicht der Agenda-Setter16 weist eine klare
Dominanz von Regierungsakteuren gegenüber
nichtstaatlichen Akteuren, aber nur eine gering-
fügig erhöhte Sichtbarkeit gegenüber den europäi-
schen Institutionen (v.a. der Kommission) aus (Abb.
2). Regierungen treten außerdem in einer Doppel-
rolle auf: einmal auf der innen- und außenpoliti-
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Tabelle 1 Europäische Nachrichtenartikel: Anteil an der politischen Gesamtberichterstattung, n = 4225
FAZ SZ Guar-
dian
Times Stan-
dard
Presse Le
Monde
Libé
ration
El País Repub-
blica
La
Stampa
NY
Times
a) Europäische Artikel
Σ codierter
Artikel
438 279 122 143 352 232 289 131 235 121 160 27
Mittelwert
Artikel/Tag15
15,1 9,6 4,2 4,9 12,1 8 10 4,6 8,1 4,2 5,5 2,8
% von politisch.
Gesamtberichter-
stattung
25,6 18,4 11,6 12 21,6 23,1 17,8 9 13 8 13,6 5,7
b) Europäisierte Artikel
Σ codierter Artikel 177 66 109 37 86 43 101 76 112 46 52 9
Mittelwert
Artikel/Tag
6,1 2,2 3,8 1,3 3 1,5 3,5 2,6 3,9 1,6 1,8 0,9
% von politisch.
Gesamtberichter-
stattung
10,2 4,2 10,3 3,1 5,3 4,3 6,2 5,2 6,2 3 4,5 1.9
c) Europäischer Verweisungskontext
Σ codierter Artikel 114 90 35 58 106 32 104 47 69 75 46 10
Mittelwert
Artikel/Tag
11,8 9,3 3,6 6 11 3,3 10,7 4,9 7,1 7,8 4,8 1
% von politisch.
Gesamtberichter-
stattung
19,9 17,8 9,9 9,8 19,5 9,5 19,1 9.7 11,4 15 11,8 2
Σ Artikel mit
Europabezug
(a + b + c )
33 21,1 11,6 14,6 26,1 12,8 24,2 12,1 19,1 13,6 12,1 3,7
% von polit.
Gesamtberichter-
stattung
55,2 40,4 31,9 29,6 46,4 33,8 43,2 24,1 30,7 26,1 29,8 9.6
15 Die Berechnungen extrapolieren die absoluten Werte
unter Berücksichtigung des beim Sampling zur Anwen-
dung gelangenden Selektionsrasters: Basierend auf einer
elektronischen Zeitungsarchivrecherche unter Verwen-
dung des Suchwortes europ* wurde jeder dritte Artikel in
einer verkürzten Erhebungswoche (Di-Sa) codiert. Auch
Kurzmeldungen zählen. Erhebungszeitraum für a) und b)
01.–12.2000; für c) 09.–12.2000.
16 Zur Präzision der Begrifflichkeiten sei hier angemerkt,
dass das vorliegende Material weder die Analyse von
„Agenda-building“ (der Beitrag bestimmter Akteure in
der Konstruktion von Nachrichtenstories) noch von
„Agenda-setting“ (die Beziehungen zwischen dem Agenda
der Medien und dem Agenda des Publikums) erlaubt. Im
Folgenden geht es lediglich um die Kennzeichnung des
„potentiellen Agenda-Setters“ eines Artikels, d.h. des im
Artikel an prominenter Stelle genannten Akteurs, auf den
die Nachricht ursächlich zurückgeführt wird.
schen Bühne als Vertreter nationalstaatlicher Inte-
ressen, zum anderen auf der europäischen Bühne
als gleichgestellte Mitglieder der Gemeinschaft
europäischer Staaten. Die Vielzahl der bestehenden
institutionellen Einbindungen von Regierungs-
akteuren als Mitglieder des Ministerrats, des Euro-
päischen Rats oder von Regierungskonferenzen
wird in den Medien deutlich herausgestellt.17 Da-
mit werden die erweiterten Handlungsspielräume,
aber auch die Beschränkungen der Souveränität na-
tionaler Regierungen kenntlich gemacht. Abb. 3
weist aber auch eine Reihe von länderspezifischen
Nuancen in der Rolle von Regierungen als Agenda-
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Abb. 2 Agenda-Setter/europäische Schwerpunktartikel, n = 2525
Abb. 3 Agenda-Setter/Land, n = 2525
17 Zur Vereinfachung unseres Codierschemas werden un-
ter der Rubrik „Ministerrat“ sowohl die unterschiedlichen
ministeriellen Fachräte, der Europäische Rat als auch die
im Dezember 2000 einberufene Regierungskonferenz zu-
sammengefasst.
Setter aus, die für die weitere interpretative Aus-
wertung des Materials an Relevanz gewinnen: die
österreichische und die italienische Regierung tre-
ten in der Presse ihrer Länder vorwiegend als Ein-
zelkämpfer nationaler Interessen für oder gegen die
EU an.
Durch die Lokalisierung der Agenda-Setter auf
unterschiedlichen Akteursebenen (hier nicht aus-
gewiesen) kann ferner eine weit verbreitete Praxis
der intermedialen Fremdbeobachtung des europa-
politischen Geschehens bzw. der jeweiligen Positio-
nen anderer Mitgliedsländer kenntlich gemacht
werden. Damit relativiert sich die oben ausgewiese-
ne Dominanz der Regierungsakteure als Agenda-
Setter. In 35% der Fälle werden europäische Nach-
richten nicht durch die eigenen Regierungsakteure,
sondern durch Vertreter der Regierungen anderer
Mitgliedsländer oder Beitrittskandidaten in den
Zeitungen platziert. Wie unsere Detailanalyse zur
Debatte um die Zukunft und Verfasstheit der EU
zeigen wird, handelt es sich dabei vornehmlich um
die drei „großen“ Mitgliedsländer Deutschland,
Frankreich und Großbritannien.18
Unter den EU-Institutionen können sich Ministerrat
und Kommission klar als dominante Akteure in den
Medien durchsetzen. Aus Abb. 2 wird ersichtlich,
dass die supranationalen Gemeinschaftsakteure in
über 50% der Artikel als Auslöser der Nachrich-
tenberichterstattung über Europa in Erscheinung
treten. Die Kommission ist dabei der erfolgreichere
Agenda-Setter der EU-Berichterstattung; lediglich
in den französischen Zeitungen wird infolge der
französischen Ratspräsidentschaft im ersten Halb-
jahr 2000 dem Ministerrat eine höhere Aufmerk-
samkeit geschenkt. Vor allem spanische und deut-
sche Zeitungen greifen häufig auf die Kommission
als Informationslieferanten für europäische Nach-
richten zurück. Ihre mediale Präsenz beschränkt
sich keinesfalls nur auf einen Auftritt als Kollektiv-
organ, sondern zunehmend auch auf Einzeldarbie-
tungen ihrer prominenten Akteure in der Person
des Präsidenten bzw. einzelner Kommissare.
Demgegenüber können sich weder die nationalen
Parlamente noch das Europaparlament als Agenda-
Setter in den Medien durchsetzen. Von Nachteil
wirkt dabei sicherlich, dass das Europäische Par-
lament nur in Ausnahmefällen als Kollektivorgan
hervortritt und sich einzelne Parlamentarier meist
nur durch eine geringe Prominenz auszeichnen. Ei-
ne Berichterstattung über die Tätigkeiten des EU-
Parlaments stellt darüber hinaus hohe Anforderun-
gen an die Journalisten: sie müssen langwierige, in
parlamentarische Ausschüsse und auf zwei Orte
(Straßburg und Brüssel) verlagerte Verfahren be-
gleiten oder sich durch uneinheitliche Beschluss-
lagen kämpfen. Das Brüsseler Pressekorps, dessen
Kapazitäten für eine Eigenrecherche kaum herrei-
chen und das auf die Zulieferung von zentral auf-
gearbeiteten Informationen etwa auf den Presse-
konferenzen der Kommission und des Rates
angewiesen bleibt, wäre mit einer solchen Aufgabe
eindeutig überfordert. Gemessen an der kurzen
medialen Aufmerksamkeitsspanne kann der bera-
tenden, mitentscheidenden und kontrollierenden
Funktion des Europäischen Parlaments damit kaum
angemessen Rechnung getragen werden.
Die Europäische Zentralbank (EZB) hat sich bereits
im Jahre 2000 als neuer Akteur auf der europäi-
schen Bühne gut etablieren können. Ihre Nennung
erfolgt in allen (und auch den britischen, aus der
Eurozone ausgeschlossenen) Zeitungen häufiger als
die des Europäischen Parlaments. Berücksichtigt
man ferner, dass die EZB mit öffentlichen Stellung-
nahmen betreffend ihrer Zinspolitik naturgemäß
eher zurückhaltend ist, so wird von den europäi-
schen Journalisten jede noch so kleine Äußerung
des Bankpräsidenten oder eines der Präsidialmit-
glieder auf die Waagschale geworfen.
Andere EU-Agenda-Setter spielen vor allem als au-
ßenpolitische Akteure eine Rolle. Insbesondere die
so genannten politischen Beauftragten, die im Rah-
men aktuell diskutierter Ereignisse und Themen in
Erscheinung treten – darunter der im Zusammen-
hang mit den gegenüber Österreich verhängten
Sanktionen einberufene Rat der Weisen, der politi-
sche Sonderbeauftragte im Kosovo oder der Beauf-
tragte der gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik Solana – können sich in den Medien
durchsetzen. Nahezu unbeachtet bleiben hingegen
die konsultierenden und regulierenden supranatio-
nalen Organe mit unabhängigem Rechtsstatus wie
der Wirtschafts- und Sozialausschuss, der Aus-
schuss der Regionen oder die europäischen Agentu-
ren. Auch die Gerichtsentscheidungen des EuGH
werden nur selten als so spektakulär eingestuft,
dass sie eine Meldung in den Zeitungen wert wä-
ren.
Die notorische Abwesenheit nicht-staatlicher Ak-
teure relativiert sich auch für nationale Parteien,
Gewerkschaften und große Verbände nur gering-
fügig. Gegenüber den monopolisierten Regierungs-
akteuren treten alle übrigen innenpolitischen Ak-
teure nur selten als Urheber europapolitischer
Stellungnahmen in Erscheinung. Dies braucht frei-
lich nicht notwendiger Weise als „Misserfolg“ des
medialen Agenda-Settings gewertet zu werden, son-
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18 Für ähnliche Befunde siehe bereits Sievert 1998.
dern könnte sehr wohl die Präferenzen der innen-
politischen Opposition widerspiegeln, die sich mit
europäischen Themen im innenpolitischen Mei-
nungskampf kaum profilieren kann. Andererseits
finden aber auch die oftmals transnational agieren-
den Nichtregierungsorganisationen und Bewe-
gungsakteure, die sehr wohl in der Europapolitik
mitwirken, als Agenda-Setter für europäische The-
men und Debatten kaum Aufmerksamkeit in den
Medien. Letztere sind zwar mittlerweile gern gese-
hene Gäste und Verhandlungspartner im EU-Ent-
scheidungsprozess, sie sind in den Medien aber
kaum präsent. Wirtschaftsakteure treten in den Me-
dien eher passiv als Regelungsadressaten oder Be-
troffene und nicht als Urheber von Nachrichten in
Erscheinung. Eine Dominanz wirtschaftlicher ge-
genüber zivilgesellschaftlichen Akteuren kann dabei
nicht festgestellt werden.
Ein weiteres Problem der Europaberichterstattung
betrifft die Sichtbarkeit von Einzelpersonen gegen-
über juristischen Personen (Regierung, Kommission,
die EU, ein Land als Ganzes), wobei Regierungs-
akteure aufgrund ihrer Prominenz offenkundig im
Vorteil sind. Sievert (1998: 273) schließt aus den ihm
vorliegenden Daten aus Nachrichtenmagazinen auf
einen hohen Grad der Personalisierung bei der Nen-
nung nationaler Handlungsträger und auf einen
hohen Grad der Anonymisierung bei der Nennung
europäischer Handlungsträger. In den von uns co-
dierten Artikeln mit EU-thematischem Schwer-
punkt ist allerdings eher die umgekehrte Tendenz
der Anonymisierung von Regierungen feststellbar,
die dann nur noch mit Ländersynonymen auf-
geführt werden („Downing Street blockiert“, „Paris
an der Seite Berlins“). Europäische Schwerpunkt-
artikel erlangen hingegen durch die Porträtierung
einzelner EU-Akteure oftmals eine hohe Detail-
schärfe. Gerade die Schlüsselakteure der Union
können entsprechend an Prominenz in den Medien
gewinnen. Wie beispielsweise an der Prodi-Bericht-
erstattung in der Qualitätspresse gezeigt werden
kann, beginnt sich ein personalisierter, von den
Sachthemen teilweise losgelöster europäischer Jour-
nalismus allmählich durchzusetzen (Trenz 2002).
4.5 Themensymmetrie und Themensynchronizität
Die Themenstreuung ist in allen Zeitungen sehr
hoch. Durchschnittlich wird mit jedem dritten eu-
ropapolitischen Schwerpunktartikel ein neues The-
ma eingeführt. Insgesamt wurden 184 Themen für
das Jahr 2000 gezählt. Daraus ergibt sich ein Mit-
telwert von 76,6 Themen pro Zeitung über den
Untersuchungszeitraum. Aufgrund dieses breitgefä-
cherten Themenangebots müssen in allen Zeitungen
Einbußen in der Kontinuität und thematischen
Dichte der Berichterstattung in Kauf genommen
werden. Die Aufmerksamkeitsspanne für europäi-
sche Themen ist für die meisten Themen entspre-
chend gering, eine Zusammenführung zu Debatten
wird nur in wenigen Fällen gewährleistet.
Eine breite Themenstreuung als Indikator für die
Fragmentierung der Medienöffentlichkeit wird
nach Neidhardt et al. (1998: 17) mit einer „desinte-
grierten und in ihrer Struktur heterogenen öffent-
lichen Meinung“ gleichgesetzt, die einen „ano-
mischen Zustand öffentlicher Meinungsbildung“
indiziert. Der Befund einer breiten Themenstreuung
lässt sich in einer Hinsicht jedoch auch positiv be-
werten: Eine große Vielfalt des Informationsange-
bots über Europa ist in allen Zeitungen der Quali-
tätspresse gewährleistet. Im Übrigen muss auch in
der nationalen Berichterstattung, wie aus Agenda-
Setting Studien bekannt ist, von einer Fokussierung
der Medien auf nur wenige Schlüsselthemen aus-
gegangen werden (Kepplinger 1998,2000). Unser
Untersuchungsdesign ist methodisch auf die Identi-
fizierung dieser wenigen europäischen Schlüsselthe-
men über längere Zeiträume hinweg ausgerichtet.
Ein gemeinsames Themenspektrum und synchrone
Themenkonjunkturen lassen sich im Zeitungsquer-
schnitt in Bezug auf die Top-Themen der EU-Poli-
cy-Agenda des Jahres 2000 erkennen (Tab. 2).19
Der Gipfel in Nizza sorgt für ein ausgeprägtes tem-
poräres Hoch in der Berichterstattung zur europäi-
schen Institutionenreform. Weitere kommunikative
Verdichtungen zeichnen sich in der „Haider-Debat-
te“ aus Anlass des Amtsantritts der neuen österrei-
chischen Regierungskoalition im März 2000 und
nochmals im Zusammenhang mit dem Votum des
Rates der Weisen im September 2000 ab. Die ge-
meinsame Währung wird aus Anlass des Euro-Refe-
rendums in Dänemark, aber auch aufgrund ihrer
krisenhaften Schwäche synchron thematisiert. Auch
die anstehende Ost-Erweiterung, die Verfassungs-
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19 In der nur fallspezifisch darstellbaren Themensynchro-
nizität weisen unsere Daten eher auf ereignisbedingte
„kommunikative Verdichtungen“ (bspw. der Nizzaer
Ratsgipfel oder das Euro-Referendum in Dänemark) denn
auf synchrone, über einen längeren Zeitraum geführte De-
batten. Für die Darstellung von Themenzyklen sind unsere
eher querschnittsartig erhobenen Daten aufgrund des ho-
hen Selektionsrasters beim Sampling ungeeignet. Die Er-
eignisabhängigkeit der Nachrichten und die vielfachen
Brüche im Jahresrhythmus lassen sich allerdings auch als
Hinweis darauf interpretieren, dass eine intermediale
Konstanz der Debatten nur in wenigen Fällen gewährleis-
tet ist.
debatte und die gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik finden regelmäßig Eingang in die Be-
richterstattung aller Zeitungen.
In der intermedialen Verteilung gemeinsamer The-
men sind ferner zeitungs- oder länderspezifische
Gewichtungen feststellbar. Tabelle 2 weist eine ho-
he Themenkonzentration von 50,4% aller europa-
politischen Artikel einer Tageszeitung aus, die um
nur 4 zentrale Themen kreisen. Trotz der hohen
Streuung unterschiedlicher Themen im Jahresrhyth-
mus ist die europäische Berichterstattung also im
hohen Maße thematisch fokussiert. Unterschiede in
der Themengewichtung lassen auf partikulare Be-
troffenheiten schließen, ohne dass deshalb die be-
treffenden Themen den übrigen Zeitungen unzu-
gänglich wären. So erklärt sich beispielsweise die
auffällige Abweichung der österreichischen Zeitun-
gen, in denen sich über ein Drittel aller europäischen
Artikel mit dem Thema Haider beschäftigen. Dane-
ben findet die Debatte um Haider vor allem in deut-
schen Zeitungen Aufmerksamkeit. Auch die Ost-
erweiterung der EU erscheint nur in den an die
Beitrittskandidaten angrenzenden Ländern Deutsch-
land und Österreich in beiden Zeitungen auf der
Prioritätenliste. In der Behandlung der gemein-
samen Währung besteht hingegen eine hohe Kon-
vergenz zwischen den deutschen, spanischen, fran-
zösischen und italienischen Zeitungen, nicht aber
zu den britischen Zeitungen, in denen erst einmal
die Modalitäten eines eventuellen Beitritts des Lan-
des zur Eurozone diskutiert werden müssen. Das
Thema „BSE“ wird im Jahre 2000 von kontinental-
europäischen, nicht aber von britischen Zeitungen
mit signifikanter Häufigkeit diskutiert. Einzelne
Themen fallen schließlich gänzlich aus dem ge-
meinsamen Thematisierungsrahmen heraus, so et-
wa die Atompolitik in Österreich im Zusammen-
hang mit der regionalpolitischen Bedeutsamkeit
des Streites um einen tschechischen Atomreaktor
oder die im Jahre 2000 noch vergeblichen Bemü-
hungen Spaniens, das Thema Terrorismus auf die
Agenda der gemeinsamen Justiz- und Innenpolitik
zu setzen.20
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Tabelle 2 Themenpräferenzen nach Zeitung: die vier häufigsten Issues des Jahres 2000 im Anteil an der europapoliti-
schen Gesamtberichterstattung
FAZ SZ Guardian Times Standard Presse
Euro
(15 %)
Euro
(11,1 %)
Eurobeitritt GB
(18,8 %)
Eurobeitritt GB
(22,4 %)
Haider
(41,6 %)
Haider
(39,2 %)
Erweiterung
(13,2 %)
Haider
(10 %)
Institutionenreform
(15,6 %)
Euro
(8,4 %)
Erweiterung
(16,5 %)
Erweiterung
(15,9 %)
Haider
(10,7 %)
EU-Erweiterung
(9,3 %)
Europäische
Verteidigungspolitik
(12,3 %)
Institutionenreform
(7,7 %)
Atomenergie
(7,1 %)
Institutionenreform
(10,3 %)
Zinspolitik
(10,3 %)
Institutionenreform
( 7,9 %)
Euro
(11,5 %)
Verteidigungspol.
(6,3 %)
Institutionenreform
(6,8 %)
Euro
(14 %)
Übrige
(50,8 %)
Übrige
(61,7 %)
Übrige
(41,8 %)
Übrige
(55,2 %)
Übrige
(28 %)
Übrige
(28,6 %)
El País Le Monde Libération La Stampa Repubblica
Euro
(14 %)
Euro
(16,3 %)
Haider
(13,7 %)
Euro
(18,1 %)
Euro
(28 %)
Institutionenreform
(11,5)
Institutionenreform
(8 %)
Euro
(9,2 %)
Haider
(11,2 %)
Haider
(12,4 %)
Terrorismus
(6 %)
Haider
(8 %)
Fusionskontrolle
(9,2 %)
Institutionenreform
(8,7 %)
Parteien in Europa
(7,4 %)
Haider
(5,5 %)
EU-Erweiterung
(4,5 %)
BSE
(7,6 %)
Zinspolitik
(7,5 %)
Institutionenreform
(7,4 %)
Übrige
(63 %)
Übrige
(63,2 %)
Übrige
(60,3 %)
Übrige
(54,5 %)
Übrige
(49,7 %)
n = 2525 (nur europäische Artikel)
20 Letztere Beispiele zeugen davon, dass bestimmte The-
men sehr wohl prinzipiell anschlussfähig sein können,
Es kann davon ausgegangen werden, dass ein sol-
ches konzentriertes Themenspektrum in entschei-
dendem Maße die Sichtbarkeit Europas strukturiert
und die Grundlage für eine kollektive Wahrneh-
mung des europäischen Integrationsprozesses und
seiner Akteure bildet. Nun ist die Parallelität von
Themen in unterschiedlichen Öffentlichkeitsräu-
men noch kein hinreichender Indikator für die Exis-
tenz geteilter Öffentlichkeit. Letztere muss sich
vielmehr daran messen lassen, dass Themen zu ge-
meinsamen Debatten zusammengeführt werden,
die eine Angleichung der Argumentations- und
Deutungsmuster sowie eine Herausbildung kollek-
tiver Zielbestimmungen im mittelbaren oder unmit-
telbaren Austausch zwischen Kommunizierenden
aus unterschiedlichen Medienarenen erkennen las-
sen.
4.6 Themenreziprozität
Wie auch in der nationalen Öffentlichkeit verdeut-
lichen unsere Befunde, dass eine hohe Kommuni-
kationsdichte noch lange keine Garantie für einen
geregelten Ablauf von Meinungs- und Willensbil-
dungsprozessen darstellt. Um den Beweis zu er-
bringen, dass europäische Öffentlichkeit nicht nur
ein jeweils nationales „Nebeneinander-Kommuni-
zieren“, sondern hinsichtlich der zentralen Themen
von vitalem Interesse auch ein transnationales
„Miteinander-Kommunizieren“ der Europäer er-
möglicht, haben wir zusätzlich zu unserer quantita-
tiven Themenauszählung eine inhaltsanalytische
Fallstudie zur Debatte um die Zukunft und Ver-
fasstheit der EU in Pressekommentaren durchge-
führt.
Die Befunde weisen auf eine hohe Reziprozität des
Europadiskurses in den Medien in Bezug auf mei-
nungsführende Sprecher sowie auf die Wiedergabe
von Konsens- und Konfliktpositionen zwischen den
Akteuren. Eine publizistische Auseinandersetzung
über die Gestaltung des vereinigten Europas spitzte
sich im Jahre 2000 in Reaktion auf die sogenannte
Humboldt-Rede des deutschen Außenministers Fi-
scher zu, dessen spektakuläre Vorschläge zur Kon-
stitutionalisierung und Föderalisierung der EU ein
unmittelbares transmediales Agenda-Setting im eu-
ropäischen Raum herbeigeführt hatten. Die von Fi-
scher aufgeworfene Frage „Quo Vadis Europa“
fand unter den Meinungsmachern in den Qualitäts-
zeitungen ein breites Echo, noch bevor die europäi-
schen Staatschefs zu den Vorschlägen Stellung neh-
men konnten.
Die Frage nach dem Vorliegen von reziproken Re-
sonanzstrukturmustern in der Kommentierung eu-
ropäischer Politik durch die Qualitätspresse bezieht
sich neben der allgemeinen Sichtbarkeit des Themas
selbst vor allem auch auf die im Umgang mit dem
Thema zur Anwendung gelangenden Interpretatio-
nen und Motivationen für gemeinsames Handeln.
Die evaluative Auswertung der Pressekommentare
gibt uns ein umfassendes Bild der Relevanz der De-
batte um die Zukunft und Verfasstheit der EU in
unterschiedlichen Öffentlichkeitsarenen. Im vorlie-
genden Fall ist die intermediale Konstellation ge-
prägt a) durch eine umfassende Resonanz der
Zukunfts-Debatte in den Medien sowohl als Ge-
genstand der Nachrichtenberichterstattung als auch
der Kommentierung (Themenrelevanz), b) durch
die Konsonanz der Medienmeinung in der Identifi-
zierung und Bewertung gemeinsamer Problemlagen
(Interpretationsrelevanz), und c) durch Zuführung
auf gemeinsame Problemlösung (Motivationsrele-
vanz).21 Es scheint von daher gerechtfertigt, von ei-
ner kollektiven Medienmeinung zu sprechen, die von
den europäischen Qualitätszeitungen zum Ausdruck
gebracht wird. Einzelbefunde hierzu konnten in der
über das Computerhilfsprogramm atlas.ti erfolgten
Rekonstruktion des narrativen Grundgerüsts des pu-
blizistischen Diskurses wie folgt nachgewiesen wer-
den:
Die Erwartung, dass europäische Zeitungen natio-
nale Spaltungsstrukturen reproduzieren und in ers-
ter Linie das enge Weltbild ihres Landes wiederge-
ben, fand keine Bestätigung. Journalistinnen und
Journalisten der Qualitätspresse betrachten die Ver-
gangenheit, Gegenwart und Zukunft Europas
durch eine europäische Brille. Sie treffen sich in der
Analyse gegenwärtiger Problemlagen und zeigen
kollektive Gestaltungsmöglichkeiten auf. Kollektive
Themenrelevanz wird durch die Fokussierung von
Aufmerksamkeitsstrukturen auf die aktuelle „Kri-
se“ des europäischen Integrationsprojekts her-
gestellt. Kollektive Interpretationsrelevanz besteht
in Bezug auf die Ableitung der Krise aus dem all-
gemeinen normativen Integrationsdefizit der EU,
aus ihren fehlenden Handlungskompetenzen und
den allseits bekannten Unzulänglichkeiten demo-
kratischer Verfahren. Kollektive Motivationsrele-
vanz besteht hinsichtlich der Übereinkunft eines
kollektiven Handlungsauftrags hin zur „Voll-
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wenn auch eine gemeinsame Thematisierung momentan
nicht aktuell ist.
21 Zur Unterscheidung von Themenrelevanz, Interpreta-
tionsrelevanz und Motivationsrelevanz siehe die klassi-
sche Arbeit von Schütz 1971.
endung der europäischen Integration“ (Wortlaut Fi-
scher), wobei allerdings der Einstieg in die Debatte
um die Programmierung der einzuleitenden Re-
formschritte wohlweislich vermieden wird.
Journalistische Meinungsmacher nutzen Presse-
kommentare ferner systematisch für die Propagie-
rung eines progressiven Europäismus als einer neu-
en Einheitsideologie, die sich inhaltlich weit über
den bestehenden Minimalkonsens der Regierungen
oder auch der Bevölkerungen in der Unterstützung
des Integrationsprojekts hinauswagt. Pressekom-
mentatoren verstehen sich nicht länger als Reprä-
sentanten ihrer Länder, sondern erheben die „euro-
päische Stimme.“ Damit gibt die Qualitätspresse
ihre Zustimmung zu einer weitgehenden Konstitu-
tionalisierung und Demokratisierung der EU, wie
sie von einzelnen progressiven Vordenkern inner-
halb der nationalen Regierungen vorangetrieben
wird. Sie stellt sich aber auch explizit in Opposition
zur Mehrzahl der eher zögerlichen Regierungen
und möglicher Weise auch zu großen Teilen ihrer ei-
genen Leserschaft, die weiteren Integrationsfort-
schritten eher skeptisch gegenüber stehen.
Auch ideologische Spaltungsstrukturen im Sinne ei-
ner Positionierung europapolitischer Einstellungen
nach dem rechts-links Schema werden durch den
allgemeinen Konsens der Medien in Fragen der af-
firmativen Bestätigung des europäischen Integra-
tionsprozesses überdeckt. Lediglich in britischen Zei-
tungen lassen die Visionen zu Europas Zukunft eine
progressive, integrationsfreundliche und eine kon-
servative nationalistische Positionierung zwischen
den beiden Zeitungen Guardian und Times erken-
nen. Es handelte sich dabei jedoch, wie in der quali-
tativen Detailanalyse nachgewiesen werden konnte,
vorwiegend um eine intermediale Spaltungsstruk-
tur, d.h. um einen Konflikt, der in erster Linie
zwischen den beiden führenden Qualitätszeitungen
selber ausgetragen wurde und der mit der europa-
politischen Positionierung der beiden großen Partei-
en nur bedingt kongruent war.
Journalistinnen und Journalisten als professionelle
Dauerbeobachter europäischer Politik spielen in
diesem Sinne eine besondere Rolle in der Generie-
rung und Verbreitung von gesamteuropäischen
Selbstverständigungsdebatten, in denen die Vergan-
genheit, die Gegenwart und die Zukunft des ge-
meinsamen Integrationsprojekts, also das kollektive
Schicksal der Europäer ausgehandelt werden. Mit
diesem identitären Moment hat sich der publizisti-
sche Diskurs von den restriktiven nationalen Erin-
nerungs- und Erfahrungskontexten dahingehend
emanzipiert, dass er sich auf wechselnde Bezugsrah-
men einer Erinnerungsarbeit im transnationalen
Rahmen einstellen kann. Die partikulare Vergan-
genheit, auf die regelmäßig Bezug genommen wird,
ist die glorreiche Nachkriegsgeschichte eines wach-
senden Wohlstands und einer durchgreifenden Li-
beralisierung und Demokratisierung Europas. Die
Erinnerung bezieht sich auf die Grundsteinlegung
des europäischen Integrationsprojekts und auf die
Errungenschaften sukzessiver Vergemeinschaftung.
Vor allem die „heldenhaften Taten“ der Gründervä-
ter und ihre Beiträge zur Überwindung der Teilung
Europas werden in den Zeitungskommentaren im-
mer wieder in Erinnerung gerufen.
Erst in der Diskussion der Reformmodelle auf der
Suche nach einem Ausweg aus der gegenwärtigen
Eurosklerosis werden Brüche im konsensualen Mei-
nungsbild der Qualitätspresse sichtbar. Die Kon-
fliktkonstellation lässt sich dabei auf die beiden
Alternativen eines föderal verfassten und eines in-
tergouvernementalen Europas in gemeinsamer Op-
position zum Institutionenfunktionalismus eines
Europas „sui generis“ zurückführen. Die Erwartun-
gen in eine intermediale, interdiskursive Streitaus-
tragung als Motor europäischer Meinungsbildungs-
prozesse im emphatischen normativen Sinne können
aber nur bedingt eingelöst werden. Anstelle eines
Abwägens zwischen unterschiedlichen Lösungsalter-
nativen bewegen sich die Autoren zumeist exklusiv
im Rahmen des von ihnen favorisierten politischen
Ordnungsmodells, das der Zeitungsstory als eine
„taken for granted reality“ kategorisch zugrunde-
gelegt wird: das Mehrheitsmodell einer Föderalisie-
rung der EU in der deutschen, französischen, italie-
nischen, österreichischen und Teilen der britischen
Presse (Guardian) und das Minderheitsmodell eines
Europas der Regierungen, das ausschließlich von
Teilen der spanischen und britischen Presse (Times)
vertreten wird. Allenfalls finden sich marginale und
abwertende Referenzen des Konkurrenzmodells,
die dazu dienen, die affirmative Grundhaltung zum
jeweils bevorzugten Integrationsansatz noch zu ver-
stärken.
Der publizistische Diskurs zu Europa zeigt dem-
nach im vorliegenden Fall nur ein geringes Interesse
an Konfrontation und Konfliktaustragung. Die po-
litische Ordnung Europas ist kein Gegenstand von
Parteienkonflikten und auch nicht von zwischen-
staatlichen Konflikten, die in irgendeiner Weise
öffentlich-medial ausgefochten werden. Im Mittel-
punkt der Kommentierung steht damit die einheits-
stiftende und nicht die kritische Funktion des publi-
zistischen Diskurses. Diese Einheit des politischen
Europas besteht in der Anrufung einer abstrakten
Werteordnung, der sich die inhärente Vielfalt und
Kontingenz des pluralen Kontinents unterordnen
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lässt, ohne ihre Integrität zu beschädigen, allerdings
auch ohne dass weitergehende Verbindlichkeiten
geschaffen werden könnten, die für den Einstieg in
eine demokratische Selbstgestaltung dieses neuen,
institutionell gefestigten Gebildes vonnöten wären.
5. Fazit: Die politische Gesellschaft Europas
Mit der vorliegenden Studie sollte auf einen funk-
tionalen Wirkungszusammenhang in der Ausdiffe-
renzierung einer europäischen Herrschaftsordnung
und ihres Korrelats einer politischen Öffentlichkeit
verwiesen werden. Anstelle der Herausbildung ei-
ner einheitlichen europäischen Öffentlichkeit beob-
achteten wir die Europäisierung bestehender natio-
naler Kommunikationsräume. Ein solcher Prozess
der Europäisierung vollzieht sich als Angleichung
der Produktions-, Distributions-, und Rezeptions-
bedingungen europapolitischer Kommunikation,
für die entsprechende Kapazitäten in den sich spe-
zialisierenden nationalen Medien bereitgestellt wer-
den. Europäische Öffentlichkeit manifestiert sich in
dieser Hinsicht als eine sektoralisierte Form der po-
litisch-medialen Kommunikation, an der politische
Institutionen, Medienorganisationen und mehr
oder weniger interessierte Publika teilhaben.
Im Charakter der Massenmedien und ihres notwen-
diger Weise selektiven Blickes auf das politische Eu-
ropa findet der Grad der möglichen Spezialisierung
europapolitischer Kommunikation zugleich seine
Grenzen. Ähnlich wie sich die Informationspolitik
der EU an den Bedarf wechselnder Publika anpasst,
wird auch durch die Massenmedien die Europäisie-
rung politischer Kommunikation in mehreren For-
men und mit unterschiedlicher Intensität voran-
getrieben. Vor allem die Qualitätspresse steht dabei
in allen Mitgliedsländern als spezifisches Organisa-
tions- und Leistungssystem für die Veröffentlichung
europäischer Politik zur Verfügung. Neben dem
noch seltenen Fall gemeinsamer Debatten verfügt die
Qualitätspresse über ein bereits größeres Reservoir
von gemeinsamen Themen, stellt die Prominenz eu-
ropäischer politischer Akteure sicher, arbeitet die se-
kundäre Bedeutung Europas in innenpolitischen
oder außenpolitischen Entscheidungskontexten he-
raus und beteiligt sich an der Konstruktion eines ge-
teilten Hintergrundwissens der Europäer, über das
die Wahrnehmung und Reflexion des politischen
Prozesses zunehmend gesteuert wird.
Anstelle eines Struktur- und Funktionswandels
wollen wir in dieser Hinsicht eher von einer Struk-
turanpassung politischer Öffentlichkeit an die
Dauerbeobachtung europäischer politischer Ent-
scheidungsprozesse sprechen, wobei an die euro-
päische Öffentlichkeit prinzipiell die gleichen
Funktionen herangetragen werden, die sich auch
im Rahmen nationaler Herrschafts- und Gesell-
schaftsordnungen verifizieren lassen: Europäische
Öffentlichkeit sorgt für die generelle Sichtbarkeit
europäischer Institutionen und politischer Ent-
scheidungsprozesse, sie zirkuliert Stellungnahmen
und Meinungen zu politischen Themen und hält da-
mit den Legitimationskreislauf der Politik in Gang,
sie bietet letztendlich kollektive Handlungsorientie-
rungen und schafft Repräsentationen der sich poli-
tisch formierenden Gesellschaft Europas, die sich
im Spiegel medialer Berichterstattung wiederfindet.
Damit sind wohlgemerkt noch keine normativen
Lösungen des vielbeklagten europäischen Öffent-
lichkeits- und Demokratiedefizits vorgegeben. Mit
unserem funktionalen Modell einer sich im Zuge
der Ausweitung europäischer Herrschaftsverhält-
nisse generierenden politischen Öffentlichkeit wird
es kaum gelingen können, die Legitimität oder gar
die demokratische Leistungsfähigkeit des europäi-
schen Regierens zu messen. Durch die Rückbesin-
nung auf Demokratie als Bewertungsmaßstab des
europäischen Integrationsprozesses fördern die Me-
dien aber zumindest die Fähigkeit und Bereitschaft
der Europäer, eine Verständigung über ihre eigenen
normativen Defizite und über die Bedingungen po-
litischer Selbstgestaltung voranzutreiben.
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